Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drudesache V/ 4405 


Große Anfrage 

der Fraktion der FDP 


betr. Wettbewerbs Verzerrungen auf dem Agrarmarkt 
der EWG 


Wir fragen die Bundesregierung: 


1. Ist ihr bewußt und welche Meinung vertritt sie dazu, daß 
die Wettbewerbssituation der deutschen Landwirtschaft und 
damit mittelbar ihre wirtschaftliche und soziale Lage durch 
ungleiche Startbedingungen und Verfälschungen des Wett- 
bewerbs innerhalb der EWG aufs schwerste beeinträchtigt 
wird? 


2. Trifft es zu, daß 

a) die Kosten für die Erstellung landwirtschaftlicher Be- 
triebsgebäude in der Bundesrepublik Deutschland die 
höchsten in der EWG sind, z. B. die französischen nur 
47% und die niederländischen nur 53% der deutschen 
Kosten betragen und in der Bundesrepublik Deutsch- 
land besonders 

aa) Vorschriften des Landschaftsschutzes hinsichtlich der 
Bauweisen, 

bb) hohe Nebenkosten für Baugenehmigungen, 

cc) baupolizeiliche Auflagen über massive Bauweisen 
von Heu- und Siloräumen 

zusätzliche Kosten für die Landwirte bedeuten; 

b) in der betrieblichen Gesamtsteuerbelastung die Land- 
wirte der Bundesrepublik Deutschland an erster Stelle 
stehen, z. B. 

aa) die durchschnittliche Steuerabschöpfung in deutschen 
Getreide-Hackfruchtbetrieben je ha 45 DM, in fran- 
zösischen 10 DM und in niederländischen 7 DM und 

bb) in Gemischtbetrieben mit Rinderhaltung und Schwei- 
nemast diese Steuerabschöpfung 35 DM, in Frank- 
reich 10 DM und in den Niederlanden 7 DM je ha 
beträgt, 
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cc) ferner die deutsche Landwirtschaft durch die Vermö- 
gensabgabe, die es in den Partnerländern nicht gibt, 
zusätzlich belastet wird; 

c) in der Bundesrepublik Deutschland die höchsten Preise 
für Eisenbahnfrachten (und damit, da diese das allgemei- 
ne Frachtpreisniveau beeinflussen, für Frachten über- 
haupt) zu zahlen sind, z. B. 

aa) für die Versendung einer Tonne Weizen auf 400 km 
nach dem Stand vom Juli 1966 in der Bundesrepublik 
Deutschland 33,80 DM gegenüber 29,88 DM in Frank- 
reich, 17,20 DM in den Niederlanden und 22,60 DM 
in Italien, 

bb) für 60 Schweine pro Waggon auf 200 km in der Bun- 
desrepublik Deutschland 240,90 DM gegenüber 
186,56 DM in Frankreich, 109,43 DM in den Nieder- 
landen und 88,61 DM in Italien, 

cc) für 14 Rinder pro Waggon auf 200 km in der Bundes- 
republik Deutschland 238 DM gegenüber 181,34 DM 
in Frankreich, 95,55 DM in den Niederlanden und 
96,71 DM in Italien; 

d) die Aufwendungen aller Partnerländer für die soziale 
Sicherung ihrer Bauern weit über den deutschen liegen 
und z. B. die agrarsozialen Aufwendungen des Bundes 
im Jahre 1969 kaum 15°/o derjenigen Frankreichs für den 
gleichen Zweck betragen; 

e) trotz Zollunion und für die gesamte EWG geltender 
Agrarmarktordnungen der innergerneinschaftliche Wa- 
renverkehr für landwirtschaftliche Erzeugnisse behindert 
wird, u. a. durch 

aa) Beeinträchtigung der Agrarexporte in die Partner- 
länder durch unterschiedliche Vorschriften im Le- 
bensmittel-, Veterinär-, Tierzucht-, Pflanzenschutz- 
und Saatgutrecht, 

bb) die mangelnde Ausnutzung dieser Möglichkeiten 
durch die Bundesregierung zur Abwehr marktstören- 
der Importe; 

f) die Partnerländer im Gegensatz zur Bundesrepublik 
Deutschland zur Abwehr von Agrarimporten steuer- 
ähnliche Abgaben mit Zollwirkung erheben, wie 

aa) manipulierte Gebühren für Kontrollen beim grenz- 
überschreitenden Warenverkehr, 

bb) Belastung bestimmter Erzeugnisse mit Sondersteu- 
ern (z. B. italienische Steuer auf Rapsöl); 


2 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode Drucksadle V/4405 


g) Auslegung und Anwendung der EWG-Marktordn ungen 
in den Partnerländern recht unterschiedlich und im Ge- 
gensatz zur Bundesrepublik Deutschland vielfach eindeu- 
tig zur Wahrung nationaler landwirtschaftlicher Interes- 
sen erfolgt, etwa bei 

aa) der Beibehaltung des französischen Erfassung s- und 
Finanzierungssystems für Getreide, das ein im EWG- 
Vergleich höheres Preisniveau in Frankreich ermög- 
licht hat, 

bb) der Gewährung einer Kuhprämie, wiederum in 
Frankreich, die der Wirkung einer produktbezogenen 
Beihilfe gleichkommt, 

cc) der Verhängung einer Einfuhrsperre für Saatenöle in 
Italien, 

dd) der Anhebung des gemeinsamen Milchpreises in Bel- 
gien und Luxemburg durch „Berichtigungsbeträge", 

ee) Unterlassung von Interventionen in der Bundes- 
republik Deutschland während der Krise auf dem 
Apfelmarkt 1967, ferner die Belassung der Abschöp- 
fungen auf dänische Rinderimporte, obwohl sie auf 
Grund des gestiegenen Orientierungspreises ab 
1. April 1968 hätten erhöht werden können; 

h) durch unkonsequente Handhabung des EWG-Außenhan- 
delsschutzes für die Landwirtschaft der Bundesrepublik 
Deutschland Nachteile entstehen, etwa durch die Beein- 
trächtigung der Absatzchancen in den Partnerländern in- 
folge derer überhöhter und EWG- widriger Importe aus 
Drittländern (so betrug der Drittlandanteil am Gesamt- 
import im Jahre 1966 in Italien: bei Rind- und Kalb- 
fleisch 80, 2%, bei lebenden Schweinen 96,4%, bei 
Schlachtgeflügel 96,9%, bei Eiern 91%); 

i) die Landwirtschaft infolge der einseitigen Harmonisie- 
rung der landwirtschaftlichen Erzeugerpreise und der in 
der Bundesrepublik Deutschland höheren Löhne und 
Preise in allen anderen Wirtschaftsbereichen höhere 
Produktionsmittelkosten mit einkommensmindernder 
Wirkung zu tragen hat; 

j) das Mißverhältnis anderer Währungen zur DM unter 
Berücksichtigung der Festsetzung der EWG-Erzeuger- 
preise in Verrechnungseinheiten neue erhebliche Nach- 
teile für die deutsche Landwirtschaft bedeutet? 


3. Welche Ansicht vertritt sie zu unserer Meinung, daß erst 
nach Beseitigung dieser Wettbewerbsverzerrungen, d. h. 
also nach einer generellen Kostenharmonisierung, eine Aus- 
sage darüber möglich ist, ob und in welchem Ausmaße unzu- 
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reichende Strukturen für die schlechte wirtschaftliche und 
soziale Lage der Landwirtschaft sowie die aus einer solchen 
Aussage zu ziehenden Konsequenzen möglich ist? 


4. Welche Schritte beabsichtigt sie zu unternehmen, um die 
bestehenden Wettbewerbsverzerrungen zu beseitigen? 

5. Wird sie sich bei den Beratungen über die Neufestsetzung 
der EWG-Agrarfinanzierung für eine Herabsetzung des 
deutschen Beitrags, der sich in seiner jetzigen Höhe negativ 
auf die Mittel für nationale agrarpolitische Zwecke und da- 
mit ebenfalls wettbewerbsverzerrend auswirkt, einsetzen? 


Bonn, den 18. Juni 1969 


Ertl und Fraktion 
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Begründung 


Die Errichtung von landwirtschaftlichen Marktordnungen und 
die Gründung einer Zollunion haben nicht ausgereicht, einen 
echten Wettbewerb zwischen den Landwirtschaften der EWG 
herbeizuführen. Wie der keineswegs vollständige Fragenkata- 
log aufzeigt, bestehen große Nachteile für die Landwirtschaft 
der Bundesrepublik Deutschland. 

Diese Situation ist vertragswidrig, da Artikel 3 des EWG-Ver- 
trages ausdrücklich „die Errichtung eines Systems, das den 
Wettbewerb innerhalb des Gemeinsamen Marktes vor Verfäl- 
schungen schützt" vorschreibt. Wenn sie bisher — entgegen 
den Vorstellungen der Freien Demokraten — in der Bundesre- 
publik Deutschland hingenommen wurde, so waren dafür inte- 
grationspolitische Gründe maßgebend. 

In zunehmendem Maße werden aber vor allem in letzter Zeit 
strukturelle Mängel der deutschen Landwirtschaft als Erklärung 
für ihre wirtschaftlichen Schwierigkeiten und die mit ihnen im 
engen Zusammenhang stehende mangelhafte Wettbewerbsfä- 
higkeit mit der Folgerung herangezogen, die wirtschaftliche 
Situation der Landwirte könne nicht länger über preis- und 
marktpolitische Maßnahmen, sondern lediglich durch Struktur- 
veränderungen und damit verbundener Reduzierung der Be- 
schäftigtenzahl verbessert werden. 

Demgegenüber ist festzustellen, daß der Einfluß der Betriebs- 
struktur auf den wirtschaftlichen Erfolg der Betriebe im inter- 
nationalen Vergleich nur ermittelt werden kann, wenn im übri- 
gen gleiche Bedingungen vorliegen. Die Gleichheit gilt in der 
EWG bislang aber nur für den Preis, während auf der Kosten- 
seite gravierende Unterschiede zuungunsten der deutschen 
Landwirtschaft bestehen, und zwar Unterschiede, die nicht in 
der landwirtschaftlichen Produktionsweise und damit auch nicht 
in der Struktur begründet sind. 

Die Bundestagsfraktion der Freien Demokratischen Partei 
wünscht die Fortsetzung des Strukturwandels in der Landwirt- 
schaft, der bekanntlich seit 1950 im Gange ist und bis heute zur 
Aufgabe von 500 000 Höfen geführt hat. Sie wendet sich aber 
gegen wirtschaftspolitischen Druck in diesem Bereich, als den 
auch die weitere Duldung der von der Landwirtschaft nicht zu 
vertretenden hohen Kosten und die Verfälschung des Wettbe- 
werbs innerhalb der EWG angesehen werden muß. 

Sie erhebt daher die seit 1957 von ihr wiederholt vorgetragene 
Forderung auf Beseitigung der Wettbewerbsverzerrungen. 
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